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Bonn, den 13. Oktober 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Belr,! Anfrage Nr. 118 der Abgeordneten Dr. Bertram, 
Frau Wessel und Fraktion des Zentrums 
- Nr. 1373 der Drucksachen - 
über Monopolkontrolle. 


Auf die Anfrage Nr. 118 der Abgeordneten Dr. Bertram, Frau Wessel 
und Fraktion des Zentrums - Nr. 1373 der Drucksachen - teile 
ich folgendes mit: 

1. In der amerikanischen und britischen Besatzungszone sind von 
der seinerzeitigen Bipartite Decartelization Commission durch 
die Allgemeine Direktive Nr. 1 vom 13. Juni 1947 bestimmte Be- 
fugnisse zur Durchführung des US Militärregierungsgesetzes Nr. 56 
bzw. der britischen Militärregierungs-Verordnung Nr. 78 (Dekar- 
tellisierungsgesetze) den in allen Ländern der beiden Zonen 
errichteten deutschen Dekartellisierungsbehörden (German De- 
cartelization Agencies - GFDAGs) übertragen worden. Die 
GEDAGs sind den Wirtschaftsministerien der Länder angegliedert. 

Zu ihren Aufgaben zählt u. a.: 

die Durchführung der in Artikel IV Ziffer 7 d der Dekaitellisie- 
rungsgesetze genannten Untersuchungen sowie die Sammlung 
und Zusammenstellung von Material über Vermögen, Erzeugnisse, 
Eigentumsverbältnisse, Geschäftsleitung, Kontrolle, Organisation, 
Geschäfte und geschäftliches Gebaren aller Personen und Unter- 
nehmen und deren Beziehungen zu anderen Personen oder 
Unternehmen, gleichviel, wo sie sich befinden; 

die Prüfung von Beriditen und Vorschlägen, die zur Beseitigung 
der durch die Dekartellisierungsgesetze verbotenen Unternehmen 
und Betätigungen und zur Schaffung dekonzentrierter oder re- 
organisierter Produktionseinheiten gemacht werden, gemäß 
Artikel IV Ziffer 7 c der Dekartellisierungsgesetze; 

die Anforderung von Auskünften und Akten sowie die Durch« 
führung von Beschlagnahmen aufgrund von Anordnungen gemäß 
Artikel IV Ziffer 7e der Dekartellisierungsgesetze; 
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die Einleitung von Vollstreckungsverfahren gegen Personen oder 
Unternehmen wegen Nichteinhaltung der Dekartellisierungsbe- 
stimmungen gemäß den von der alliierten üekartellisierungsbe- 
hörde erteilten Weisungen; 

die Entgegennahme von Einstellungsanzeigen, d. h. von Anzeigen 
der von den Dekartellisierungsgesetzen Betroffenen über die Ein- 
stellung verbotener Geschäftsgebaren gemäß Artikel IV der Ab- 
änderung Nr. 2 zur Ausführungsverordnung Nr. 1 zu Gesetz Nr. 56 
bzw. VO Nr. 78 (VfWMBL 1948 A S. 108 ff); 

die Entgegennahme von Gesuchen um Befreiung von den De- 
kartellisierungsbestimmungen gemäß Artikel III der Dekartellisie- 
rungsgesetze und die Stellungnahme dazu; 

die Mitwirkung bei der Durchführung von förmlichen Dekartelli- 
sierungsverfahren gemäß verschiedenen Vorschriften der vorer- 
wähnten Abänderung Nr. 2. 

Die GEDAGs beraten ferner die Wirtschaft in allen Fragen der 
Anwendung und Auslegung der Dekartellisierungsgesetze und gehen 
an sie herangetragenen Besdiwerden nach. 

2. In der französischen Besatzungszone sind mit der Durchführung 
der Verordnung Nr. 96 zur Verhinderung übermäßiger Macht- 
anhäufung in der deutschen Wirtschaft und den damit zusammen- 
hängenden Uberwachungsaufgaben ausschließlich französische 
Dienststellen befaßt. Bei den Landeswirtschaftsministerien bestehen 
Referate für Wettbewerbsförderung, die nicht aufgrund irgend- 
welcher von der französischen Besatzungsmacht erlassener Vor- 
schriften arbeiten. 

3. Das Bundesministeriuin für Wirtschaft ist federführend für: 

Kartell- und Monopol-Angelegenheiten von übergebietlicher und 
grundsätzlicher Bedeutung; 

bundeseinheitliche Handhabung und Auslegung des geltenden 
Kartellrechts; 

Vorbereitung eines deutschen Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen; 

Verbindung mit den Dekartellisierungsstellen der Hohen Kommis- 
sion (Decartelization and Industrial Deconcentration Division); 

Vorbereitung der Zuständigkeitsübertragung von Kartell- und 
Monopol-Angelegenheiten auf den Bund. 


In Vertretung 
Dr. Schalfejew 



